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In Sachen

Verkündet enoooccvooocooonno'aoooo°ooceoaouone.-uoouo-ooooooocuoooo

am 27‚ Februar 1959 Beklagte und Revisionsklägerin,

g e g e n

oocoocaonoooonuooocooo-oococoooannonoooeooou-o-ooooooooe

Klägerin und Revieionsbeklagte,

hat der 7‚ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27„ Februar i359‚ an der

genacspräsident Dr„ B e r n d t

- a,s Vorsißzender,

Bundesriohte Dro K l a ß

und Bundesfiehter Drc 8 u r a m

als weitere Beruferiohter‚

”unde35'zialrichter S c h l ö e s e r

und Bundessozlalrlehter v„ L o e w e'; 5 t @ i n

als ehrenamtliche Beisitx r,

für Recht‚erkannt;

iAuf die Revision der Beklagten werden daß Urteil dee

Landeseozialgerichts Schleswig vom 18„ Oktober 1957
lund‘das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom

10„ Juli 195é aufgehoben°

‘Die Klage wird abgewie5elu

Außergerlehtliche Kosten sind nicht zu erstatceno
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G r ü n d e :
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Die 1900 geborene Klägerin arbeitete früher als Büfettstütze

und Heimnäherin. Seit Juli 1949 war sie mit Unterbrechungen

arbeitslos. Die ihr laufend gewährte Arbeitslosenfürsorgeunter—

stützung (Alfu) belief sich im Oktober 1954 auf wöchentlich
17,82 DM. Vom September l954 ab zahlte die Beklagte ihr über—

dies zur Angleichung an den Richtsatz der öffentlichen Für-

sorge zuzüglich laufend eine Sonderbeihilfe von wöchentlich

1,55 DM‚

Am 25. Oktober 1954 beantragte die Klägerin beim Arbeitsamt

Kiel die Gewährung einer Brennstoffbeihilfe„ Dieser Antrag
wurde mit Bescheid vom 27, Oktober 1954 abgelehnt, ihr Wider—

spruch mit Widerspruchsbescheid vom 12. November 1954 zurück—

gewiesen. Der notwendige Lebensbedarf sei als gesichert anzu—
sehen, weil die Leistungen des Arbeitsamts an die Klägerin

den Richtsatz der öffentlichen Fürsorge erreichteno

Im Rechtsstreit vor dem Sozialgericht Schleswig trug die Klä—

gerin, die durch den Justitiar der Stadt Kiel als Prozeßbe—

vollmächtigten vertreten war, unter anderem vor, daß infolge

der Weigerung des Arbeitsamts das Fürsorgeamt der Stadt Kiel

subSidiär eingetreten sei und ihr im November 1954 eine Brenn—

stoffbeihilfe von 40,—— DM gezahlt habe° Bei ihr habe ein Not—

stand vorgelegen; ihr Lebensunterhalt sei entgegen der Annahme

des Arbeitsamts nicht gedeckt gewesen‚ Sie beantragte, die

angefochtenen Bescheide aufzuheben und eventuell die Beklagte

zu verurteilen, ihr eine Sonderbeihilfe zur Beschaffung von

Winterbrennstoff in Höhe von 40,-— DM zu gewähren.

Mit Urteil vom 10. Juli 1956 hob das Sozialgericht Schleswig

die Bescheide der Beklagten vom 27. Oktober und 12. November

1954 auf und erklärte diese für verpflichtet, der Klägerin
unter Annahme eines Notstandes im Sinne des @ 10 Abs“ 1 der

Militärregierungsverordnung (MRVO) Nr° ll? einen neuen anfecht—
baren Bescheid zu erteilen. Berufung wurde zugelassen, ' .

Die Beklagte legte Berufung ein° Sie beantragte, das Urteil

des Sozialgerichts Schleswig vom 10° Juli 1956 aufzuheben

und die Klage abzuweisen°
Hierfür trug sie u„a° vor, die zur

Fristung des Lebensunterhalts notwendigen Mittel seien der
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Klägerin durch die Alfu und deren Aufbesserung durch Sonder—
beihilfe bis zum Fürsorgerichtsatz gewährt worden° Deshalb

habe ein Notstand nicht vorgelegen und die Voraussetzung für

die Gewährung einer weiteren Sonderbeihilfe für Brennstoff

habe gefehlt° Ein Arbeitsloser müsse den Bedarf an Winter—

feuerung aus den laufenden Unterstützungen decken,

Die Klägerin beantragte, die Berufung mit der Maßgabe zurück-

zuwéisen, daß die Beklagte verurteilt wird, ihr eine Sonder—

beihilfe in Höhe von 40,—— DM zu gewähren°

Mit Urteil vom 18° Oktober 1957 wies das Landessozialgericht

Schleswig die Berufung der Beklagten mit der Maßgabe zurück,

daß die Beklagte verurteilt wurde, der Klägerin eine Sonder-

beihilfe von AC,—; DM zu gewähren, Es stellte u‚a° fest, daß

zu Recht ein "Notstand" vom Sozialgericht angenommen werden

sei. Dieser in $ 10 Abs° 1 des Anh„ der Verordnung Nr° ll?
enthaltene unbestimmte Rechtsbegriff finde in dessen Abs„ 3

für den Bereich der Arbeitslosenfürsorge seine Legaldefi—

nition und Konkretisierung derart, daß eine Sonderbeihilfe

zu gewähren sei und der Vérwaltung kein freier Spielraum

für Ermessensausübung verbleibe, wenn die Unterstützung und

das sonstige Einkommen des Arbeitslosen "zur Fristung des

Lebensunterhalts nicht ausreichen". Es treffe im übrigen
nicht zu, daß in der Alfu im Gegensatz zur öffentlichen

Fürsorge die notwendigen Mittel für Hausbrand stets enthal—

ten seien und daß eine etwaige Angleichung der Alfu an den

öffentlichen Fürsorgerichtsatz jeden Notstand im Sinne des

Arbeitslosenrechts beseitige° Die Beihilfe für Winterfeue—

rung sei anerkannterweise in der öffentlichen Fürsorgeeine

Pflichtleistung und gegen die Fürsorgebehörde im Wege der

Klage erzwingbar. In gleicher Weise müsse auch einem Arbeits-
losen eine Rechtsanspruch auf Sonderbeihilfe für die notwen-

digen Mittel zur Winterfeuerung zugebilligt werden° Tatsäch—

lich erreiche die Alfu der Klägerin durch Aufbesserung (Anhe—

bung) gerade den allgemeinen Fürsorgerichtsatz° Ihren persön—

lichen Verhältnissen nach sei davon auszugehen, daß ihr bei
Beginn des Winters l954 aus den Unterstützungsbezügen keine

Mittel zur Beschaffung von Winterfeuerung zur Verfügung stan-

den und ihr deshalb die Gefahr drohte, frieren zu müssen°

- A _
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Schutz gegen Frost gehöre zur Fristung des Lebensunterhalts°

Sei dieser nicht gewährleistet, müsse ein Notstand bejaht

werden. Daher sei die Beklagte zur Beihilfe in der erforder—

lichen Höhe verpflichtet und dem bereits in der ersten Instanz
gestellten, vom Sozialgericht nicht beschiedenen, aber in der
mündlichen Verhandlung vor dem Landessozialgericht wiederhol—

ten Antrag auf Zahlung von ÄO,-— DM habe entsprochen werden

müssen, da zwischen den Beteiligten über die Höhe der Brenn—

stoffbeihilfe keine Meinungsverschiedenheiten bestanden°

Revision wurde zugelassen,

Im Urteilskopf (Rubrum) war bei der Bezeichnung der mitwirken—

den Richter der zweite Landessozialrichter wie folgt benannt:

"Landessozialrichter Reinh. Borehert, Kiel, bzw‚ Th° Stüben,
Neumünster". Der Niederschrift über die Öffentliche Sitzung
des Landessozialgerichts Schleswig, }„ Senat, vom 18‚ Oktober

1957 war diesbezügliCh zu entnehmen, daß der Prozeßbevollmäch«

tigte der Beklagten (Berufungsklägerin) den zunächst der Rich——
terbank angehörigen Landeschialrichter Borchert, Stadtrat in

Kiel, wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt,.dieser selbst

das Ablehnungsgesuch für begründet erachtet hatte und daß nach

dessen Ausscheiden im allseitigen Einverständnis die Verhand-

lung nach Heranziehung des geschäftSplanmäßigen Vertreters
Landessczialrichtérs Stühen, Neumünster, durchgeführt wurde„

Das Urteil des Landessozialgerichts wurde der Beklagten am

17. Dezember 1957 zugestellt. Mit Schriftsatz vom 8‚ Januar
1958, beim Bundessozialgericht eingegangen am 11„ Januar, legte

sie Revision ein und beantragte,

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des Sozial—

gerichts Schleswig vom 10. Juli 1956 aufzuheben und die

Klägerin mit der Klage abzuweisen,

hilfsweise die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht Schleswig zurück—

zuverweisen„

Am 10. Februar 1958 begründete sie die Revision: Dem Berufungs—

gericht könne darin gefolgt werden, daß die Begriffe "Notstand"

und "Fristung des Lebensunterhalts" unbestimmte Rechtsbegrif-

fe seien. Irrtümlich jedoch sei die Auffassung des Landessozial—
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gerichts, daß bei Vorliegen eines Notstands ein Rechtsanspruch

auf die Sonderbeihilfe bestanden habe und daß das Gericht da—

her berechtigt gewesen sei, ein Leistungsurteil zu erlassen°

Aus dem Wortlaut des Gesetzes ergebe sich eindeutig, daß die

Gewährung einer Sonderbeihilfe bei Vorliegen der in $‘lO der

MRVO Nr. 117 aufgeführten Voraussetzungen eine Ermessensent—

scheidung darstelle„ Im Ermessen des Arbeitsamts stünde es
daher, ob und in welcher Höhe es gegebenenfalls eine Sonderbei—

hilfe gewähre. Dessen Entscheidung könne lediglich unter dem

Gesichtspunkt des Ermessensmißbrauchs nachgeprüft werden° Da—

durch, daß das Landessozialgericht die Beklagte zur Leistung

verurteilte, habe es sein Ermessen an die Stelle des Verwal—

tungsermessens gesetzt und damit gegen @ 54 Abso 2 des Sozial-

gerichtsgesetzes (SGG) verstoßen° Materiell—rechtlich komme

eine Sonderbeihilfe als Kann—Leistung nur in Betracht, wenn

die Unterstützungsbezüge neben dem sonstigen Einkommen des

Arbeitslosen zur Fristung des Lebensunterhalts nicht ausrei—

chen‚ Der Arbeitsverwaltung sei damit für ihre Ermessensent-

scheidung ein engerer Rahmen gezogen als der öffentlichen Für—

sorge, die auf den notwendigen Lebensbedarf abstelle° Demzu—

folge sei diese gehalten, Beihilfen zur Beschaffung der Winter—

feuerung als Pflichtleistungen zu gewähren, nieht.dagegen die

Beklagte, zumal dann nicht, wenn bereits die Alfu den Fürsorge—

richtsatz erreiche°

Die Klägerin beantragte,

die Revision zurückzuweisen.

Nach Ihrer Auffassung haben die Vorinstanzen ohne Rechtsirrtum

sowohl den"Notstand” bejaht wie den Ermessensspielraum der
Beklagten beschränkt° Der Arbeitsverwaltung seien für die von

ihr zu betreuenden Arbeitslosen von
Rechts

wegen
dieselben Auf—

gaben übertragen wie der öffentlichen Fürsorge für ihren Per—

sonenkreis, nämlich Beseitigung von
Hilfsbedürftigkeit und Not-

lage, Die Begriffe "Fristung des Lebensunterhalts" sowie"not—
wendiger Lebensbedarf" seien lediglich in der Wortfassung ab—
weichend, nicht jedoch im Inhalt‚ Auch wenn die Alfu der Klä-

gerin den Fürsorgerichtsatz erreichte, sei der Notstand nicht

behoben gewesen, weil auch dieser Richtsatz die Beschaffung

von Winterfeuerung nicht einschließe. Deshalb stehe der Klä—

—6-
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gerin gegen die Beklagte ein Rechtsanspruch auf Sonderbei-

hilfe zu‚

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten wird
auf die Schriftsätze Bezug genommen.

Die Revision ist statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr. 1 SGG) und zulässig.

Da bereits die Berufung nach 5 150 Nr.) 1 SGG vom Sozialgericht

,zugelassen war, stand diesem Rechtsmittel die Vorschrift des
5 144 Abs° 1 Nr. 1 SGG (Berufungsausschluß bei Ansprüchen auf
einmalige Leistungen) nicht entgegen.

Rechtsschutzbedürfnis und Beschwer sind für die vorliegende

Streitsache von den Vorderrichtern zutreffend bejaht worden

(zu vgl. Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, I° Band,

'7. Aufl. s. 499; BSG. 5 s. 142 ff. 13527),

was die Besetzung des Landessozialgerichts anbelangt, so wird

aus der Niederschrift über die Öffentliche Sitzung vom 18„ Okto—

ber 1957 erweislich, daß der zur Entscheidung berufene }, Senat

vor Eintritt in die Verhandlung über das Ablehnungsgesuch der

Beklagten hinsichtlich des Landessozialrichters Borchert ent—

schieden, die Ablehnung für begründet erachtet und nach Her-

anziehung des Landessozialrichters Stuben verhandelt hat (@ 60

SGG; @ #5 ZPO). Nicht in der Niederschrift verlautbart ist

jedoch, ob der diesbezügliche Beschluß verkündet wurde„ Die

Unterlassung dieser Förmlichkeit bewirkte indessen keinen

wesentlichen Mangel des Verfahrens° Jedenfalls ist der Grund-

satz des 5 129 SGG, daß das Urteil nur von den Richtern ge—
fällt werden kann, die an der ihm zugrunde liegenden Verhand—

lung teilgenommen haben, gewahrt°

Die Klägerin stützt ihren Anspruch auf 5 10 des Anh° zur MRVO

Nr° 117; sie hat vor dem Sozialgericht beantragt, die ange—

fochtenen Bescheide aufzuheben und eventuell“ die Beklagte zu

verurteilen, ihr eine Sonderbeihilfe zur Beschaffung von Win—

terbrennstoff von 40,—— DM zu gewähren° Demzufolge hat das

Sozialgericht ihr Begehren als Verpflichtungsklage (Vornahme—

klage) nach % 54 Abs} 1 SGG behandelt„ Das Landessozialgericht

andererseits war wegen der auf Leistung gerichteten Anträge

der Klägerin im Berufungsverfahren der Auffassung, daß eine
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Leistungsklage, zu mindestens eine verbundene Aufhebungs—

und Leistungsklage vorliege. Solche sind indessen nUr zuläs—

sig, wenn der angefochtene Verwaltungsakt eine Leistung

betrifft, auf die ein Rechtsanspruch besteht (% 54 Abs, &

SGG)‚ Das ist jedoch, wie der erkennende Senat bereits in

seinem Urteil vom 30. Oktober 1958 (BSG. 8 3° 223) ent—
schieden hat, hinsichtlich der Sonderbeihilfe nicht der Fall,

Naeh @ 10 Abs° 1 des Anh. zur MRVONr° il? k ö n n e n
neben der Arbeitslosenunterstützung oder der Arbeitslosen—'

fürsorgeunterstützung dem Arbeitslosen Sonderbeihilfen

gewährt werden, soweit ein Notstand vorliegt und anderen-

falls ein Eingreifen des Fürsorgeverbandes erforderlich wäre,

Die Auffassung des Landessozialgerichts, daß es sich bei die-

ser Vorschrift nicht lediglich um eine "Kann"—, sondern um
eine "Soll"—Bestimmung im Sinne eines "hat zu tun" handele
und daß sich dies aus dem schärfer gefaßten englischen Text

der MRVONr‘ 117 (vgl„ Amtsbl„ der Militärregierung Deutsch-
land, Britisches Kontrollgebiet, Nr, 22 — S, 652 -) ergebe,

ist nicht gerechtfertigt, denn nach Art° II dieser Verord-

nung gilt der deutsche Text des Anhangs als amtlicher Text.

Im_übrigen hat die englische Fassung "may only when „"

jedenfalls auch nicht die Bedeutung e'ner SollVOrschrift

im Sinne des deutschen Rechts° Zum Vergleich läßt aber der

Wortlaut des 5 2 a„a„0. "Arbeitslose,
.., erhalten .„

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung nach Maßgabe der folgen—

den Bestimmungen", eindeutig eine Mußvorschrift erkennen,

die dann allerdings eine Pflicht zur Gewährung der Lei-

stung begründet° Dagegen enthält @ 10 nicht nur eine Kann—

Vorschrift, sondern hier ist das_Ermessen des Arbeitsamts

auch noch durch den folgenden Satz "soweit ein Notstand

vorliegt und ..," weiter eingeschränkt,

Der im Gesetzestatbestand enthaltene unbestimmte RechtSbe—

griff "Notstand" bindet die Verwaltung insoweit, daß bei

seiner tatsächlichen Verneinung keine Sondérbeihilfe

zuerkannt werden darf, jedoch nicht derart, daß bei

Bejahung diese in jedem Fall gewährt werden m u B
.

Die

Verwendung des Wortes "können" macht vielmehr deutlich,
daß das Gesetz dem Arbeitsamt die —wenn auch, wie noch
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auszuführen ist, begrenzte — Freiheit einräumt, nach pflicht—
gemäßem Ermessen über die Gewährung von Sonderbeihilfen dann

zu entscheiden, falls ein Notstand gegeben ist. Auch aus Sinn

und Zweck der Vorschrift des 5 10 ist nicht zu entnehmen, daß

der Gesetzgeber mit dem Wort "können" etwas anderes meint als
es'ausdrückt° Vom Arbeitsamt werden Leistungen unter anderen

Umständen und Voraussetzungen gewährt als von der Fürsorgebe—

hörde° Seine Unterstützungsleistungen stehen insbesondere

— abweichend von den Fürsorgeleistungen » in bestimmten Be—

ziehungen zum Arbeitsentgelt (frühérem Arbeitseinkommen) der

Unterstüt2ungsempi‘änger° Schon deswegen muß die Arbeitsver—

waltung auch einen anderen, einen e i g e n e n Rahmen-für

die Beurteilung des "Notstands" in ihrem Tätigkeitsbereich
gebrauchen und diesen hat der Gesetzgeber selbst in Abso }

des 5 10 mit dem unbestimmten Rechtsbegriff der "Fristung des
Lebensunterhalts" geschaffen° Deshalb und weil sonst nirgend—

‚wo dem Gesetz eine Rechtsgrundlage dafür zu entnehmen ist,

daß die Leistungen der öffentlichen Fürsorge von der Arbeits—

verwaltung schlechthin für den betroffenen Personenkreis zu

übernehmen sind, wurde offensichtlich der im Fürsorgerecht

vordem übliche Begriff des "notwendigen Lebensbedarfs" nicht
für die Arbeitslosenfürsorge übernommen, zumal sich beide

auch inhaltlich nicht decken°

Es ist zutreffend, wie das Landessozialgericht ausführt, daß

auch Abs. 5 des © 10 eine Begrenzung des Ermessens der Ver-

waltung bewirkt; doch geschieht dies — wie der Halbsatz

" erkennen läßt,"ein Notstand ist nur anzunehmen, wenn ‚„.
nicht zugunsten des Arbeitslosen. Das Landessozialgericht ver—

fiel einer irrigen Auslegung des Gesetzeswortlauts, indem es

aus Abs° } durch Hervorhebung und Betonung des Wortes "ist",

aber unter Nichtbeachtung des Wortes "nur" eine Verpflichtung

zur Gewährung der Sonderbeihilfe ableiten will° Die Arbeits-

verwaltung kann nach 5 10 Abs° 1 des Anh. zur MRVO Nr, 117

nur dann Sonderbeihilfen gewähren, wenn die Voraussetzungen

eines
Notstands im Sinne des Abs, 3 erfüllt sind° Darüber

hinaus
aber enthält diese Vorschrift keine Bindung der Ver—

waltung‚ Das Ermessen setztalso erst im Falle der Bejahung

eines Notstandes ein, ist jedoch frei und nur an das Vor—

liegen jenes Notstandes gebunden. Selbst dann ist die Gewäh—

„ 9 _
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rung der Leistung keine "zwingende Rechtsfolge"° Sicher wird
die Behörde die Tatsache eines Notstands bei ihrer Entschei—

dung mit abzuwägen haben, aber im Wege freien Ermessens (vglo

Loening, DVBl° 1952 S° 197 ff„)° Die Entscheidung der Arbeits—
verwaltung in den Fällen'des % 10 ist nach alledem in ihr

eigenes Ermessen gestellt„ Hieraus läßt sich kein Rechtsan—
spruch des Betroffenen ableiten (vgl„ Forsthoff a„a„0„ 8° 81)„

Wenn aber @ 10 des Anh° zur MRVO Nr° ll? dem Arbeitslosen

einen Rechtsanspruch auf Sonderbeihilfe nicht gewährt, dann ist

eine darauf gestützte Leistungsklage unzulässig„ Das Landessc-

zialgericht durfte mithin ein Leistungsurteil nicht erlassen„

Sein Urteil beruht auf einem Verstoß gegen 5 54 Abs° 4 SGGund

ist deshalb aufzuheben (vgl° BSG°2 S' 142 1l437; SozR° zu
@54 sec Bl„ Da 11 Nr. 42)„ DiesemErgebnis steht nicht ent—
gegen, daß es sich im vorliegenden Fall nicht um eine Lei—

stungsklage schlechthin, sondern um eine zusammengefaßte An—

fechtungs— und Leistungsklage, auch unechte Leistungsklage

genannt, handelt (vgl° Peters—Sautter—Wolff, Komm° zur SGb°

@ 54 SGG Anm„ 6 Buchst„ b). Die Frage der Zulässigkeit ist für

die unechte Leistungsklage grundsätzlich nicht anders zu beant—

worten als für die echte Leistungsklage (vgl° BSG° in SozR„

see 5 54 Bi° Da 11 Nr„ 42)„

Aber auch das Urteil des Sozialgerichts kon■n keinen Bestand

haben. Selbst wenn der Von der Klägerin ursprünglich erhobene

Anspruch ihrem Antrag in der ersten Instanz zufolge als Vor-

nahme—(Verpflichtungs—) Klage ausgelegt wird (@@105, 125 SGG),

vermag ihr Anspruch auf ermessensfehlerfreies Verhalten des

Arbeitsamtes nicht den fehlenden materiellen Rechtsanspruch

auf Gewährung einer Sonderbeihilfe zu ersetzen (vgl° OVG°

‚Münster in JZ. 1959 s„ 98/99)° Die gerichtliche Auflage, einen

Notstand im Sinne des % 10 Abs. 1 des Anh. der MRVONr° 117

anzunehmen, war deshalb nicht geeignet, eine Verpflichtung

der Arbeitsverwaltung zur Gewährung der Brennstoffbeihilfe

auch nur dem Grunde nach zu bewirken und einen entsprechenden

neuen Verwaltungsakt auszulösen° Die Entscheidung hierüber

oblag vielmehr, wie vorstehend unter VIII dargelegt, dem

Arbeitsamt in der Sphäre eigenen Ermessens. Daß es aber dabei

die Grenzen dieses Ermessens überschritten oder davon in

& —10 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 —

einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent5prechenden Weise

Gebrauch gemacht hätte (@ 54 Abs° 2 SGG), ist nicht erwie—

sen„ Jedenfalls waren die Entechließunäen der Beklagten

bezüglich der Gewährung der beantragten Brennstoffbeihilfe

an die Klägerin nicht von sachfremden oder willkürlichen

Erwägungen getragen, sondern hielten sich im Rahmen ihres

fachlichen und rechtlichen Zuständigkeitsbereichs‚ Sonach

sind der Bescheid des Arbeitsamts vom 270 Oktober 1954 und

der Widerspruchsbescheid vom 12. November 195% nicht rechts—

widrig„ Das Sozialgericht hat zu Unrecht die Klage für be—

gründet erachtet; sein Urteil ist deshalb ebenfalls aufzu—

heben, die Klage ist abzuweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 1 SGG)°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193 SGG°
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